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I. Antrag 
Vom Bericht des Kirchenrates zur Vernehmlassung KirchGemeindePlus 
wird Kenntnis genommen. 

 

II. Bericht 
1. Einleitung 

Die Vernehmlassung, mit der die Kirchensynode den Kirchenrat im Rah-
men des Prozesses Kirchgemeinde Plus am 5. Juli 2016 beauftragte, gab 
den Kirchgemeinden und weiteren betroffenen Akteuren Gelegenheit, sich 
zu drei Themen Reformplan, Zeitplan und Form der Zusammenarbeit zu 
äussern. Im vorliegenden Bericht nimmt der Kirchenrat nun Resultate und 
Anliegen aus den Vernehmlassungsantworten auf und nutzt sie zur Weiter-
entwicklung des Prozesses KirchGemeindePlus. Diese Weiterentwicklung 
lässt sich wie folgt charakterisieren: 

– Der Kirchenrat hält an der Fortführung des Prozesses fest und wird 
in Absprache mit den Kirchgemeinden Kirchenregionen festlegen, 
innerhalb derer sich die Zusammenarbeit und Zusammenschlüsse 
von Kirchgemeinden künftig bewegen.  

– Der Prozess soll Fairness schaffen; insbesondere sollen grössere 
Kirchgemeinden bei der Pfarrstellenbemessung nicht benachteiligt 
werden.  

– Die Effekte des Prozesses sollen transparent sein; dazu will der Kir-
chenrat den Kirchgemeinden möglichst rasch Berechnungsgrundla-
gen für Pfarrstellenbemessung und Finanzausgleichszahlen zugäng-
lich machen.  

– Der Prozess soll in Zukunft offener gestaltet werden, indem der Kir-
chenrat künftig auch Zusammenarbeitsverträge unterstützen will, wo 
diese zweckmässig sind. 

 

2. Ausgangslage 

Die Kirchensynode beauftragte den Kirchenrat am 5. Juli 2016, bei den 
Kirchgemeinden und weiteren interessierten Kreisen eine Vernehmlassung 
über den Reformplan, bestehend aus Übersichtskarte, Zeitplan und denkba-
ren Organisationsformen, durchzuführen. 



4 

Im September 2016 lud der Kirchenrat folgende Organisationen zu dieser 
Vernehmlassung ein: 

– die Kirchgemeinden: Die Einladung erging an die Präsidien der Kir-
chenpflegen. Die Kirchgemeinden wurden gebeten, ihre Vernehm-
lassungsantworten möglichst breit abzustützen. Wünschenswert war 
der Einbezug der ganzen Kirchenpflege und der ganzen Mitarbeiter-
schaft einschliesslich Pfarrschaft; 

– die Kapitel der Pfarrerinnen und Pfarrer und der Sozialdiakoninnen 
und Sozialdiakonie; 

– die Verbände der kirchlichen Berufsgruppen und Präsidien: 

– Pfarrverein des Kantons Zürich, 

– Zürcher Kirchenmusikerverband (ZKMV), 

– Zürcher Arbeitsgemeinschaft der Sozialdiakoninnen und Sozi-
aldiakone (ZAG), 

– Schweizerischer Sigristenverband, Zürcher Sektionen, 

– Verband des Personals Zürcherischer Evangelisch-reformierter 
Kirchgemeindeverwaltungen (VPK), 

– Verein der reformierten Kirchenpflegepräsidien im Kanton Zü-
rich (VKPZ); 

– die Bezirkskirchenpflegen; 

– Generalvikariat Züric; 

– Synodalrat der Römisch-katholischen Körperschaft des Kantons Zü-
ric; 

– Gemeindeamt des Kantons Züric; 

– Gemeindepräsidentenverband Kanton Züric; 

– Verein Zürcher Gemeindeschreiber und Verwaltungsfachleute 
(VZGV). 

Die Vernehmlassungsfrist endete am 21. Januar 2017. 

 

3. Rücklauf und Auswertung 

3.1. Auswertung 

Mit der Auswertung der Vernehmlassungsantwort beauftragte der Kirchen-
rat das Büro Brägger (vormals Büro Landert). Für die Auswertungsergeb-
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nisse verweist der Kirchenrat auf den Bericht des Büros Brägger, der im 
Sinn eines Anhangs zu diesem Berichts integraler Bestandteil desselben 
bildet.  

 

3.2. Ebene Kirchgemeinden 

Insgesamt sind 150 Stellungnahmen auf der Ebene der Kirchgemeinden 
eingegangen, wobei 137 Stellungnahmen von Kirchgemeinden ausserhalb 
der Stadt Zürich stammen. Ausserhalb der Stadt Zürich haben insgesamt 
134 von 137 Kirchgemeinden teilgenommen (einige von ihnen mit zwei 
Stellungnahmen). Der Rücklauf im Gebiet der Stadt Zürich war tiefer, weil 
dort der Reformprozess, der per 1. Januar 2019 in eine gesamtstädtische 
Kirchgemeinde münden soll, bereits durch eine Volksabstimmung be-
schlossen ist. 

Diese Stellungnahmen verfassten unterschiedliche Akteure innerhalb der 
Kirchgemeinden: die Kirchenpflege (mit oder ohne Gemeindekonvent), der 
Gemeindekonvent separat (4 Antworten) oder das Pfarramt separat 
(1 Antwort). Da insgesamt 70,3% der Kirchgemeinden den Gemeindekon-
vent bei der Beantwortung miteinbezogen haben, geben die Stellungnah-
men auf Ebene der Kirchgemeinden mehrheitlich die Meinung der jeweili-
gen Kirchenpflege, zusammen mit dem Gemeindekonvent, wieder. 

 

3.3. Übersicht 

Unterteilt man die weiteren Eingeladenen in die vier Gruppen Bezirkskir-
chenpflegen, Pfarrkapitel, Diakonatskapitel sowie weitere Teilnehmende, 
ergibt sich folgende Übersicht über den Rücklauf: 

Darstellung 1: Übersicht über die Teilnahme an der Vernehmlassung nach Akteuren 

 Teilnehmende 
Beteiligung 

total bereinigt eingeladen 

Kirchgemeinden total 150 147 170 86,5% 

ohne Stadt Zü-
rich 137 134 137 97,8% 

Stadt Zürich 13 13 33 39,4% 

Bezirkskirchenpflegen 9 9 12 75,0% 

Pfarrkapitel 10 10 12 83,3% 
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Diakonatskapitel 4 4 4 100,0% 

weitere Teilnehmende 18 18 – – 

 

4. Ergebnisse und Folgerungen 

Die Vernehmlassung stellte Fragen zu drei Themenzusammenhängen: 

– Teil I: Form der Zusammenarbeit zwischen Kirchgemeinden 

– Teil II: Reformplan 

– Teil III: Zeitplan 

In den folgenden Kapiteln stellt der Kirchenrat seine Schlussfolgerungen 
zu den Vernehmlassungsergebnissen zu diesen Themenzusammenhängen 
dar, ohne die Vernehmlassungsantworten im Detail zu referieren. Für diese 
Details verweist er auf den Bericht Brägger. 

 

4.1. Beteiligung 

Der hohe Rücklauf, der auf der Ebene der Kirchgemeinden – jene der Stadt 
Zürich ausgeklammert – bei 98% liegt, lässt aus Sicht der Kirchenrates 
zwei Aussagen zu: 

– Der Prozess KirchGemeindePlus ist so weit etabliert, dass sich bis 
auf vereinzelte Ausnahmen alle kirchlichen Akteure damit beschäfti-
gen.  

– Die Vernehmlassungsantworten liefern eine umfassende Darstellung 
der aktuellen Einschätzung des Prozesses KirchGemeindePlus durch 
Kirchgemeinden und weitere kirchliche Gremien und Verbände. 

 

4.2. Formen der Zusammenarbeit  

Der Kirchenrat hat die Kirchgemeinden im Auftrag der Kirchensynode 
nach der favorisierten Form der Zusammenarbeit gefragt. Damit erhielten 
die Kirchgemeinden die Gelegenheit, aus einer vollständigen Auswahl von 
rechtlich vorgesehenen Zusammenarbeitsformen eine Präferenz zu bilden, 
die in die Überlegungen zur weiteren Gestaltung des Prozesses KirchGe-
meindePlus einfliessen soll. 
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Ein Überblick über die Antworten zur bevorzugten Form der Zusammen-
arbeit zeigt, dass der Sinn und die Notwendigkeit übergemeindlicher Zu-
sammenarbeit für fast alle Kirchgemeinden einsichtig sind.  

Darstellung 2: Bevorzugte Form der Zusammenarbeit aus Sicht der Kirchgemeinden (n=137) 

(ohne Stadt Zürich) 

 
Bemerkungen: exkl. Stadtzürcher Kirchgemeinden. Als ungültig wurden jene Antworten gewertet, die mehrere 
Optionen markiert haben. 

 

Die Mehrheit der Kirchgemeinden (exkl. Stadt Zürich) favorisiert den Zu-
sammenarbeitsvertag (58 Nennungen, 53,7% aller gültigen Antworten). 
Kirchgemeinden, die den Zusammenschluss präferieren, bilden ebenfalls 
eine grosse Gruppe (46 Nennungen, 42,6%). Demgegenüber bevorzugen 
nur einzelne Kirchgemeinden den Kirchgemeindeverband (4 Nennungen, 
3,7%). Den Anschlussvertrag, die interkommunale Anstalt sowie die 
Gründung einer juristischen Person des Privatrechts betrachtet keine 
Kirchgemeinde als geeignetste Form der Zusammenarbeit. 

Kirchgemeinden, die nicht den Zusammenschluss als bevorzugte Form der 
Zusammenarbeit angaben, wurden weiter gefragt, ob sie ihre gewählte 
Form der Zusammenarbeit als einen Zwischenschritt zu einem künftigen 
Zusammenschluss auffassen. Insgesamt haben 68 dieser Kirchgemeinden 
diese Frage beantwortet. Wie Darstellung 2 zeigt, sehen 27 dieser Kirch-
gemeinden (40%) ihre gewählte Form der Zusammenarbeit als einen Zwi-
schenschritt zum Zusammenschluss, während 41 Kirchgemeinden (60%) 
dies verneinen. 
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Abbildung Darstellung 3: Antworten auf die Frage: Zusammenarbeit als Zwischenschritt zu 

einem künftigen Zusammenschluss (n=68) 

 
Bemerkungen: exkl. Stadtzürcher Kirchgemeinden. 45 Kirchgemeinden sind für Zusammenschluss und sind von 
der Frage ausgeschlossen. 23 der restlichen 91 Kirchgemeinden beantworteten diese Frage nicht. 

 
Zusammenfassend lässt sich sagen: 

– 97,8% der Kirchgemeinden beabsichtigt, in Zukunft intensiver über-
gemeindlich zusammenzuarbeiten. 

– Bei der Frage nach der geeigneten Form werden zwei Modelle favo-
risiert: der Zusammenarbeitsvertrag und der Zusammenschluss.  

– Auf längere Sicht erkennen 73 von 108, also mehr als zwei Drittel 
der Kirchgemeinden, welche die Fragen zur bevorzugten Form der 
Zusammenarbeit beantwortet haben, im Zusammenschluss die geeig-
netste Form der Zusammenarbeit. 

– Rechnet man zu diesen Zahlen die 34 Kirchgemeinden des Stadtver-
bands Zürich dazu, deren Mitglieder sich für einen Zusammenschluss 
auf gesamtstädtischer Ebene ausgesprochen haben, ist der Zusam-
menschluss insgesamt für drei Viertel der Kirchgemeinden die ge-
eignetste Form. 

Darstellung 4: Übersicht über die bevorzugte Form der Zusammenarbeit (n=108) 

 Kirchgemeinden Anteil in % 

Zusammenarbeitsvertrag ohne späteren 
Zusammenschluss 

31  28,7 

Verband 4 3,7 

Zusammenarbeitsvertrag mit späterem 
Zusammenschluss 

27  25,0 

Zusammenschluss im ersten Schritt 46  42,6 

Total: Option Zusammenschluss 73 67,6 
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Aufgrund dieser Ergebnisse kommt der Kirchenrat zu folgenden Schlüs-
sen: 

– Der Kirchenrat stellt fest, dass eine klare Mehrheit der Kirchgemein-
den seine Überzeugung teilt, dass Zusammenschlüsse auf längere 
Sicht die geeignetste Form sind, um als Kirche auch in Zukunft nah, 
vielfältig und profiliert zu sein. 

– Der Kirchenrat anerkennt, dass der Zusammenschluss zurzeit für eine 
Minderheit keine Option ist. Er ist daher bereit, im Rahmen des Pro-
zesses KirchGemeindePlus in Zukunft zwei Formen der Zusammen-
arbeit zu unterstützen: Den Zusammenschluss und den Zusammenar-
beitsvertrag.  

– Der Kirchenrat rät von Neubildungen von Kirchgemeindeverbänden 
ab.  

Fragen nach der Gründung von Vereinen oder Stiftungen durch Kirchge-
meinden sind von der Diskussion nach der geeigneten Zusammenarbeits-
form nicht tangiert. Solche Gründungen können aus Sicht des Kirchenrates 
fallweise zweckmässig sein, unabhängig von Zusammenarbeitsform. 

 

4.2.1. Zusammenarbeitsvertrag 

Der Kirchenrat unterstützt Kirchgemeinden im Rahmen des Prozesses 
KirchGemeindePlus bei der Vereinbarung von Zusammenarbeitsverträgen. 
Mit einem Zusammenarbeitsvertrag können Kirchgemeinden vereinbaren, 
öffentliche Aufgaben – in der Regel im Rahmen einer einfachen Gesell-
schaft – gemeinsam zu erfüllen. Der Kirchenrat unterstützt solche Bestre-
bungen wie folgt: 

– Er erarbeitet einen Leitfaden für Zusammenarbeitsverträge. 

– Die Gesamtkirchlichen Dienste sammeln und vermitteln beste bzw. 
funktionierende Praxis (Musterverträge u.a.). 

– Der Kirchenrat achtet darauf, dass Zusammenarbeitsverträge 
zweckmässig sind, d.h. insbesondere nicht zu einer Vermehrung von 
Strukturen und zu mittel- oder langfristigen Bindungen führen, die 
eine Weiterentwicklung oder Auflösung verhindern. 
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4.2.2. Zusammenschluss 

Der Kirchenrat fördert Zusammenschlüsse von Kirchgemeinden in Fortset-
zung der bisherigen Praxis. Diese Unterstützung beinhaltet Folgendes:  

– Der Kirchenrat entwickelt die Organisationsmodelle für grössere 
Kirchgemeinden weiter, die er der Kirchensynode am 10. Januar 
2017 vorgestellt hat. 

– Der Kirchenrat unterstützt Zusammenschlussprojekte finanziell im 
Rahmen des Kredits über 2,5 Mio. Franken, den die Kirchensynode 
am 10. Januar 2017 gesprochen hat. 

– Der Kirchenrat unterstützt Kirchgemeinden, die aus Zusammen-
schlussprojekten hervorgehen, über ein Jahr hinweg finanziell im 
Rahmen des Kredits über 2,5 Mio. Franken, den die Kirchensynode 
am 10. Januar 2017 gesprochen hat. 

– Die Gesamtkirchlichen Dienste beraten Zusammenschlussprojekte in 
Absprache mit Projektleitung und Prozessbegleitung. 

 

4.2.3. Empfehlung des Kirchenrates 

Der Kirchenrat ist weiterhin der Überzeugung, dass ein Zusammenschluss 
am nachhaltigsten zu einer nahen, vielfältigen und profilierten Kirche bei-
trägt. Zugleich entnimmt er den Vernehmlassungsergebnissen, dass ein Zu-
sammenschluss in vielen Fällen erst das Resultat eines vorsichtigen und 
langsamen Zusammenwachsens sein wird. Seine Aufgabe in diesem offe-
neren Prozess sieht der Kirchenrat darin, dass er ein koordiniertes Zusam-
menwachsen gewährleistet. Mit Blick darauf unterstützt er in Zukunft auch 
Prozesse, die eine schrittweise Annäherung von Kirchgemeinden erlauben. 
Viele Kirchgemeinden gehen diesen Weg bereits: Sie fördern durch Ko-
operationen das gegenseitige Kennenlernen, aus dem Gemeinsamkeit, Ver-
trauen und Gemeinschaft folgen. Als hilfreich hat sich zum Beispiel die 
Etablierung einer regionalen «reformiert.»-Gemeindebeilage erwiesen. Ei-
ne Chance erkennt der Kirchenrat auch im Einrichten gemeinsamer Stellen 
(Kirchgemeindeschreiber; Jugendarbeit). 

Der Kirchenrat begrüsst solche Kooperationen, sofern sie zweckdienlich 
sind. Er empfiehlt in jedem Fall, in solchen Prozessen einen späteren Zu-
sammenschluss nicht auszuschliessen. Daher rät er, Zusammenarbeit in 
solchen Prozessen nur punktuell zu regeln. 
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4.3.  Reformplan 

Im Bericht an die Kirchensynode vom 5. Juli 2016 hat der Kirchenrat einen 
Reformplan vorgelegt, der eine mögliche künftige Karte der Kirchgemein-
den der Zürcher Landeskirche zeichnete. Diese Karte war ausdrücklich als 
Entwurf gekennzeichnet. Die Vernehmlassung bot den Betroffenen nun 
Gelegenheit, zu diesem Plan Stellung zu nehmen und Anpassungen vorzu-
schlagen.  

Eine detaillierte Übersicht über die Rückmeldungen bietet der Bericht 
Brägger. Insgesamt zeigt sich bei allen Akteuren eine relativ starke Ableh-
nung des Reformplan-Entwurfs. Lediglich 26% sämtlicher 137 Vertretun-
gen der Kirchgemeinden sprechen sich für den Reformplan-Entwurf aus. 
Damit korrespondiert die Einschätzung übergemeindlicher Gremien wie 
der Bezirkskirchenpflegen. 

Die Kirchgemeinden waren eingeladen, alternative Vorschläge für künftige 
Zusammenarbeit oder Zusammenschlüsse zu beschreiben. Gemäss Selbst-
auskunft haben Kirchgemeinden und Gremien bei ihren Vorschlägen ver-
stärkt auf folgende Kriterien geachtet: 

– bereits bestehende Zusammenarbeit zwischen Kirchgemeinden, 

– Anbindungen des öffentlichen Verkehrs, 

– Grenzen schulischer oder politischer Gemeinden, 

– historisch gewachsene Zusammenarbeit in anderen Bereichen (z.B. 
Spitex), 

– topographische Begebenheiten, 

– Unterschiede in der Sozialstruktur und den Lebenswelten der Bevöl-
kerung. 

Die daraus resultierenden Vorschläge sind nicht immer abgesprochen mit 
den betroffenen Nachbargemeinden. Sie sind zum Teil mehrdeutig und im 
Sinn von möglichen Optionen beschrieben. In diversen Fällen sind sie in-
kongruent, das heisst eine Kirchgemeinde will etwas, was eine andere aus-
drücklich ausschliesst. 

 

4.3.1.. Bereinigung der Rückmeldungen 

Die Rückmeldungen zum Reformplan ergeben also kein einheitliches Re-
sultat. Um dennoch ein Bild davon zu gewinnen, wie sich die Kirchge-
meinden zurzeit aufeinander zubewegen, hat der Kirchenrat diese Rück-
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meldungen bereinigt. Daraus resultiert die nachstehende Karte. Bei der Be-
reinigung wurden folgende Regeln angewendet: 

– Kirchgemeinden werden zu einem grösseren Gebilde (rot umrandet) 
gefügt, wenn alle dazugehörenden Kirchgemeinden dieses Gebilde 
als möglichen Kooperationsraum sehen, unabhängig davon, ob sie 
darin einen Zusammenarbeitsvertrag oder einen Zusammenschluss 
anstreben. 

– Keine Kirchgemeinde wird gegen ihren Willen zu einem grösseren 
Gebilde gefügt. 

– Eine Kirchgemeinde kann zu einer Teilmenge des von ihr skizzierten 
Gebildes gefügt werden, wenn diese Kirchgemeinde mit ihrem Vor-
schlag für ein grösseres Gebilde in der Unterzahl bzw. alleine ist. 

– Besteht die Absicht zur Zusammenarbeit bzw. zum Zusammen-
schluss nur von Seiten einer Kirchgemeinde (unilateral), so wird die-
se Gemeinde nicht zum gewünschten Gebilde gezählt. Ihr Wunsch ist 
auf der Karte des Reformplans aber mit einem gelben Pfeil markiert. 
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4.3.2. Status des Reformplans  

Der überarbeitete Reformplan bildet den Status Quo der Selbstdeklaration der 
Kirchgemeinden ab und interpretiert ihn so weit, dass kantonsweit ein konsis-
tentes Gefüge entsteht. Dieser Plan ist daher nicht normativ. Es können sich im 
weiteren Prozess Änderungen etwa dadurch ergeben, dass sich bei politischen 
Gemeinden andere Zusammenschlusskombinationen abzeichnen, aufgrund von 
Gesprächen unter Kirchgemeinden, evtl. auch aufgrund von Strukturanpassun-
gen bei den Körperschaften der katholischen Kirche (vgl. den Plan der Seelsor-
geräume unter http://www.zhkath.ch/organisation/gv/seelsorgeraeume/plaene).  

 

4.3.3. Die Kirchenregionen 

Der Kirchenrat sieht im überarbeiteten Reformplan eine gute Grundlage für das 
weitere Vorankommen des Prozesses KirchGemeindePlus. Zugleich will er die 
künftige Entwicklung nicht unnötig einschränken und daher die Möglichkeit 
offen halten, dass sich einige Kirchgemeinden zu alternativen Gebilden zu-
sammenfinden, andere zu grösseren Gebilden zusammenschliessen und dritte 
zum Schluss kommen, dass das angestrebte Gebilde zu gross ist und sie sich 
daher in kleineren Gebilden weiterentwickeln.  

Die dadurch entstehende Offenheit birgt für den weiteren Prozess allerdings er-
hebliche Risiken. Ohne gewisse Restriktionen liesse sie praktisch jede Kombi-
nation von Kirchgemeinden zu. Daher will der Kirchenrat die entstehende Of-
fenheit ein Stück weit kanalisieren, indem er in Absprache mit den Kirchge-
meinden Kirchenregionen entwickelt. Eine Kirchenregion bezeichnet einen 
Raum, innerhalb dessen Kooperationsgemeinden möglich sind. Damit möchte 
der Kirchenrat zweierlei sicherstellen: 

– Die Kirchgemeinden erhalten Sicherheit im Sinn einer Grundorientierung 
für die Zusammensetzung ihrer Zusammenarbeits- und Zusammen-
schlussprojekte. 

– Das Entwicklungsziel, dass keine Gemeinde allein gelassen wird, bleibt 
gewährleistet. 

Der Plan der Kirchenregionen soll keine Rechtsverbindlichkeit erlangen. Als 
gemeinsames Ergebnis eines Prozesses von Kirchenrat und Kirchgemeinden 
kann er aber als inhaltliche Richtschnur dienen. Bei Bedarf und im Fall der Zu-
stimmung aller betroffenen Kirchgemeinden und des Kirchenrates kann dieser 
Plan zu jedem Zeitpunkt angepasst werden. Im Gegenzug will der Kirchenrat 
der Kirchensynode in Zukunft nur Zusammenschlüsse von Kirchgemeinden zur 
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Genehmigung beantragen, die sich innerhalb der Grenzen einer Kirchenregion 
gemäss jeweils aktuellem Plan bewegen. Das Ziel ist dabei nicht, dass aus einer 
Kirchenregion eine einzige Kirchgemeinde wird. Eine Kirchenregion kann so-
mit auch in Zukunft mehrere Kirchgemeinden umfassen.  

Nachstehend findet sich ein erster Entwurf für den Kirchenregionenplan. Er ba-
siert auf den Ergebnissen der Vernehmlassung und auf Gesprächen, die seither 
zwischen Kirchgemeinden stattgefunden haben. Der Plan bildet die Grundlage 
für die kommenden Gespräche zwischen Kirchenrat und Kirchgemeinden und 
wird aufgrund dieser Gespräche angepasst werden. 
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4.3.4. Änderungen von Zusammenarbeits- und Zusammenschlussgebil-
den 

Innerhalb der Grenzen der Kirchenregionen sind die Kirchgemeinden frei, von 
den Zusammenarbeits- und Zusammenschlussgebilden des überarbeiteten Re-
formplans abzuweichen und sich neu zu kombinieren. In diesem Fall erstatten 
sie dem Kirchenrat Bericht. Die neu kombinierten Gebilde können beim Kir-
chenrat wiederum Unterstützungsbeiträge aus dem Synodekredit für Projekt-
kostenbeiträge an KirchGemeindePlus-Projekte beantragen. Es kommen die 
Kriterien des Leitfadens zur Ausrichtung von Projektkostenbeiträgen zur An-
wendung. 

 

4.4. Zeitplan 

Der Kirchenrat hat im Synodebericht vom Sommer 2016 einen Zeitplan vorge-
schlagen, der vier Zeitfenster für Zusammenschlüsse vorsieht (2017, 2019, 
2021, 2023). Der Kirchenrat verfolgte damit ein doppeltes Ziel: 

– Zum einen synchronisieren die Zeitfenster Zusammenschlüsse mit den 
Amtsperioden von Kirchenpflegen bzw. Pfarrschaft. 

– Zum anderen befristen die Zeitfenster den Prozess KirchGemeindePlus 
zeitlich. Ohne eine solche Beschränkung besteht die Gefahr, dass der Pro-
zess zu lange zu viele Kräfte bindet und im schlimmsten Fall ohne greif-
bares Resultat endet. 

Die Vernehmlassung zeigte, dass der Zeitplan für viele Kirchgemeinden zu 
strikt ist. Der Kirchenrat hält daher am Zeitplan im Sinn einer Empfehlung fest, 
wird aber auch Zusammenschlüsse ausserhalb der vorgesehenen Zeitfenster un-
terstützen (z.B. 2018 oder 2020). Auch wird es für einzelne Projekte angezeigt 
sein, dass der Zusammenschluss erst nach 2023 erfolgt. Dies insbesondere 
dann, wenn dem formellen Zusammenschluss ein intensiver Prozess des kultu-
rellen Zusammenwachsens vorausgeht. 

Gleichzeitig hält der Kirchenrat an seiner Einschätzung fest, dass ein Verände-
rungsprozess wie KirchGemeindePlus, der viele Ressourcen bindet, terminiert 
sein muss. Mit der Bewilligung des Rahmenkredits für KirchGemeindePlus-
Projekte, der 2023 ausläuft, hat die Kirchensynode einen Vorentscheid in die-
sem Sinn getroffen. 

Zusammenschlüsse von Kirchgemeinden werden aber auch nach 2023 als Teil 
der ordentlichen Kirchenentwicklung möglich sein (genauso wie sie vor Beginn 
der Prozesses KirchGemeindePlus möglich waren). Der Kirchenrat wird der 
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Kirchensynode deshalb auch nach 2023 Zusammenschlüsse zur Genehmigung 
beantragen.  

 

4.5. Ressourcen- und Personalplanung 

Der Kirchenrat versteht die Zurückhaltung mancher Kirchgemeinden gegenüber 
einem Zusammenschluss auch so, dass die finanziellen und personellen Un-
wägbarkeiten eines Zusammenschlusses zu gross sind. An manchen Orten be-
steht beispielsweise die Befürchtung, dass das Total der Pfarrstellen durch ei-
nen Zusammenschluss kleiner würde, ein Alleingang also personelle Vorteile 
bringt.  

Diese Unwägbarkeiten sind bis zu einem gewissen Grad unvermeidlich. Die 
Berechnung der Pfarrstellen ist abhängig von der Teilrevision der Kirchenord-
nung. Die Berechnung der Finanzausgleichsmittelflüsse ist abhängig von der 
Teilrevision der Finanzverordnung. Beide Teilrevisionen sind demokratischen 
Verfahren unterworfen, die Zeit beanspruchen. Die teilrevidierte Kirchenord-
nung und die bezüglich des Finanzausgleichs teilrevidierte Finanzverordnung 
treten voraussichtlich am 1. Januar 2019 in Kraft.  

Dennoch ist der Kirchenrat bestrebt, möglichst rasch zu erörtern, wie die Pfarr-
stellenzuteilung und der Finanzausgleich in Zukunft funktionieren sollen. Es ist 
ihm ein Anliegen, in diesen Fragen Transparenz zu schaffen; und er will zeigen, 
wie die geplanten Regelungen die Fairness unter den Kirchgemeinden fördern 
und die Benachteiligung grösserer Kirchgemeinden vermeiden.  

Die Kirchgemeinden sollen dazu einfach handhabbare,  provisorische Berech-
nungsgrundlagen erhalten, um Zusammenschlüsse gegen Alleingänge auch in 
Fragen der Pfarrstellen und des Finanzausgleichs abzuwägen. Der Kirchenrat 
macht den Kirchgemeinden die Grundlagen für diese provisorischen Berech-
nungen so bald als möglich zugänglich. 

 

5. Fazit 

Der Kirchenrat zieht aus dem Vernehmlassungsprozess folgende Schlüsse:  

1. Der Handlungsbedarf ist erkannt: Die Vernehmlassung zeigt, dass die 
Stärkung der übergemeindlichen Zusammenarbeit unter den Akteuren der 
Landeskirche unbestritten ist. Das belegen zum einen der hohe Rücklauf, 
zum anderen die sehr geringe Anzahl von Kirchgemeinden, die keine be-
vorzugte Form Zusammenarbeit angegeben haben. 
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2. Bestätigung des Prozesses KirchGemeindePlus: Die Vernehmlassung 
bestätigt den Prozess KirchGemeindePlus, erstens durch die beinahe 
durchgängige Absicht der Kirchgemeinden zur übergemeindlichen Ko-
operation, zweitens durch den hohen Anteil an Kirchgemeinden, die im 
Zusammenschluss zumindest in langer Sicht die bevorzugte Option er-
kennen. 

3. Finanzielle Unterstützung von Projekten mit dem Ziel Zusammen-

schluss: Die Vernehmlassung zeigt, dass neben dem Zusammenschluss 
der Zusammenarbeitsvertrag jene Form der Zusammenarbeit ist, die viele 
Kirchgemeinden avisieren. Der Kirchenrat unterstützt daher in Zukunft 
auch Projekte, die übergemeindliche Zusammenarbeitsverträge zum Ziel 
haben. Unterstützungsbeiträge aus dem Synodekredit für Projektkosten-
beiträge an KirchGemeindePlus-Projekte bleiben aber solchen Projekten 
vorbehalten, die einen Zusammenschluss vorsehen. 

4. Plausibilisierung der inhaltlichen Ausrichtung: Die Vernehmlassung 
legt nahe, dass der Kirchenrat weiter daran arbeitet, den Zusammen-
schluss inhaltlich, d.h. als beste Ausgangslage für nahe, vielfältige, profi-
lierte Kirchgemeinden zu plausibilisieren. Dazu arbeitet der Kirchenrat 
die Organisationsmodelle für grössere Kirchgemeinden weiter aus. Diese 
Modelle verstehen Kirchgemeinden als polyzentrische Gebilde, die eine 
Vielfalt von profilierten kirchlichen Orten umfassen. Weiter plant der 
Kirchenrat eine Reihe von regionalen Veranstaltungen, in denen er mit 
Mitarbeitenden und mit Mitgliedern der lokalen Kirchgemeinden über die 
inhaltlichen Ziele des Prozesses KirchGemeindePlus diskutiert. 

5. Regionalplanung: Die Gestaltung des Prozesses, die der Kirchenrat auf-
grund der Vernehmlassung in Aussicht stellt, bedingt einen verlässlichen 
Rahmen. Dazu entwickelt der Kirchenrat eine Regionalplanung, welche 
die künftigen Zusammenarbeits- und Zusammenschlussprojekte in 
zweckmässige, von den beteiligten Kirchgemeinden unterstützte Bahnen 
lenkt. 

 
 
Zürich, 3. Mai 2017 
 
Kirchenrat des Kantons Zürich 
 
Michel Müller Walter Lüssi 
Kirchenratspräsident Kirchenratsschreiber 


